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 Änderungsantrag 
20.01.2022 

HHA 

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 
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Bezeichnung lt. Leistungsplan Investitionen Maßregelvollzug 

 
 
 
 

  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
 

  
Beträge in 1.000 EUR 

 
 Gesamtkosten 1.000,0 +67.400,0 68.400,0 
 Produktabgeltung 1.000,0 +67.400,0 68.400,0 

 
 
 
 
 

 
Weitere Änderungen im Wirtschafts-/ Stellenplan: 
 

 

Änderungen im Produktblatt: 
Zu Nr. 3.1: Die Beschreibung ist wie folgt zu ändern: 
Die Ziffer C wird wie folgt neu gefasst: 
„Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Haina 
Ersatzneubau mit 7 Stationen zur Unterbringung von 126 (inkl. Funktionsreserve 154) 
Maßregelvollzugspatientinnen und -patienten nach den §§ 63, 64 Strafgesetzbuch 
Gesamtkosten: 65.000.000,00 Euro 
Bewilligungsvolumen 2022: 65.000.000,00 Euro 
Liquidität 2022: 7.400.000,00 Euro“ 
 
Folgender Text wird neu eingefügt: 
„E. Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Bad Emstal 
Notwendiger Fensteraustausch zur Erfüllung der Sicherheitsstandards im gesamten Klinikum 
Gesamtkosten: 1.650.000,00 Euro 
Bewilligungsvolumen 2022: 1.650.000,00 Euro 
Liquidität 2022: 1.650.000,00 Euro“ 
 
Zu Nr. 7: In der Spalte „Neues Bewilligungsvolumen“ ist der Betrag bei „Landesmittel“ von 1.000.000 zu ersetzen 
durch 68.400.000. Bei „2022“ ändert sich der Betrag von 1.000.000 zu 10.800.000. Bei „VE 2023“ ist der Betrag 
14.800.000 neu aufzunehmen. Bei „VE 2024“ ist der Betrag 19.000.000 neu aufzunehmen. Bei „VE 2025“ ist der 
Betrag 19.500.000 neu aufzunehmen. Bei „VE 2026 ff.“ ist der Betrag 4.300.000 neu aufzunehmen. 
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In der Zeile Gesamt ändert sich der Betrag bei „Neues Bewilligungsvolumen“, „VE 2023“, „VE 2024“, „VE 2025“ 
und „VE 2026 ff.“ entsprechend. 
Zu Nr. 9: In der Spalte „Soll 2022“ ist der Betrag bei Landesmittel (Abfinanzierung) von 9.800.000 ersatzlos zu 
entfernen. Der Betrag bei Landesmittel (Neubewilligung) ändert sich von 1.000.000 zu 10.800.000. 
 

 
 
 
 

 
Kameraler Haushaltsabschluss:  Beträge in EUR 

 
 Hauptgruppe von um auf 
 HG 8 10.800.000 """ 0 10.800.000 
 Kameraler Zuschuss/Überschuss -157.571.800 """ 0 -157.571.800 

 
 
 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel 891 von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 0 "+"14.800.000 14.800.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 0 "+"19.000.000 19.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2025 0 "+"19.500.000 19.500.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2026 ff. 0 "+"4.300.000 4.300.000 
 Gesamtverpflichtung    0 "+"57.600.000 57.600.000 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
 
Begründung des Änderungsantrags: 

 
Im Haushalt 2021 wurden zur Schaffung eines Ersatzneubaus in Haina, Mittel in Gesamthöhe von 50,5 Mio. Euro für 
die Jahre 2021 bis 2025 veranschlagt. Hintergrund sind die seit Anfang 2016 kontinuierlich ansteigenden 
Belegungszahlen im Maßregelvollzug. 
Eine Bescheiderteilung erfolgte jedoch in 2021 nicht, da aufgrund coronabedingter Erschwernisse, die geprüfte 
baufachliche Kostenberechnung (HU-BAU) nicht vorlag. Aufgrund der bestehenden generellen Lieferengpässe werden 
Mehrkosten von rd. 14,5 Mio. Euro erwartet. Diese Mehrkosten bedürfen noch einer baufachlichen Prüfung, die erst 
im Frühjahr 2022 abgeschlossen sein wird. 
Aus diesem Grunde bedarf es einer neuen Veranschlagung der Gesamtkosten für die Jahre 2022 bis 2026 über 
insgesamt 65 Mio. Euro. Der Änderungsantrag beinhaltet neben der Beschreibung der Baumaßnahmen neue 
Verpflichtungsermächtigungen. Zusätzliche Liquidität für 2022 wird nicht benötigt.  
 
Darüber hinaus ist eine weitere Veranschlagung der Baumaßnahme in der forensischen Psychiatrie Bad Emstal, zur 
Erfüllung von Sicherheitsstandards, in Höhe von 1.650.000 Euro erforderlich. 

 
Wiesbaden,   19. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Ines Claus 
 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
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